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Einleitung 

A. Problemaufriss 

Der im Oktober 2022 verabschiedete Digital Services Act (DSA)1 wird viel-
fach als „Grundgesetz für das Internet“ bezeichnet.2 Auch wenn man dem ver-
fassungsrechtlichen Anklang nicht uneingeschränkt folgen mag,3 verdeutlicht 
dies doch zutreffend die Ambitionen des Gesetzes, kommerzielle Internet-
dienste einem grundlegenden, allgemeinen Regelwerk zu unterstellen.4 Im Ge-
gensatz zu seiner Vorgängerin, der über 20 Jahre alten E-Commerce-Richtlinie 
(ECR)5, legt der DSA einen Schwerpunkt auf weitreichende Sorgfalts- und 
Transparenzpflichten, die die Dienste auf die Achtung und den Schutz öffent-
licher Interessen jenseits der bloßen Förderung von Innovationen und Wirt-
schaftswachstum verpflichten.6 Dass die Effektivität dieser Verpflichtung auf 
soziale Normen auch maßgeblich von deren behördlicher Durchsetzung abhän-
gen würde, hat die Kommission bereits im Entwurf des DSA anklingen lassen 
und wird seitdem auch vermehrt in der Lit. betont.7 Das Durchsetzungskapitel 
des DSA (Kap. IV) umfasst dementsprechend fast die Hälfte seiner Artikel. 

Problematisch ist dabei nicht nur der hohe Grad an Technisierung und – im 
Falle großer Digitalkonzerne – privater Machtkonzentration, welche Behörden 
und ganze Staaten vor erhebliche ordnungspolitische Herausforderungen 

 
1 VO (EU) 2022/2065, ABl. L 277 v. 27.10.2022, S. 1. 
2 K. Müller, MMR 2022, 1007 (1011 a. E.); Ruschemeier, ZG 2023, 337 (348) unter Be-

rufung auf die Abgeordnete des EU-Parlaments Alexandra Geese; Wolter, handelsblatt.com, 
8.9.2023 unter Berufung auf den Forscher Matthias C. Kettemann; Krempl, heise online, 
23.4.2022; unter dem Begriff „Plattformgrundgesetz“ bereits Fanta/Rudl, netzpolitik.org, 
13.7.2020. 

3 Vgl. Lück, lto.de, 29.7.2022. 
4 Zutr. F. Hofmann/Raue, in: Hofmann/Raue (Hrsg.), DSA, 2023, Einl. Rn. 14 f. zum 

DSA als „Art Allgemeiner Teil des Internetrechts“. 
5 RL 2000/31/EG, ABl. L 178 v. 17.7.2000, S. 1. 
6 S. näher u., S. 35 ff., 42 ff. 
7 COM(2020) 825 final, S. 2 ff., 10 f.; Ruschemeier, ZG 2023, 337 (366); Pirkova, ac-

cessnow.org, 9.12.2021; Zhelyazkova, in: Scholten (Hrsg.), Enforcement of EU Law, 2023, 
S. 91 (100); Iliopoulou-Penot, YEL 2025, https://doi.org/10.1093/yel/yeaf006 (36); ferner 
v. Lewinski, in: Mast et al. (Hrsg.), DSA/DMA, 2025, DSA Art. 49 Rn. 1 f.; bereits vor dem 
Gesetzentwurf Smith, Enforcement and cooperation, 2020, S. 9, 16 f. 
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stellt.8 Indem der DSA unterschiedslos soziale Medien und Suchmaschinen wie 
Online-Marktplätze und übrige Internetdienste in den Blick nimmt, stößt er zu-
dem in den zugleich (macht-)politisch wie grund- und kompetenzrechtlich äu-
ßerst sensiblen Bereich einer medienrechtlichen Ordnung der öffentlichen Mei-
nungsbildung vor.9 Überdies zeigen die Mängel bei der Durchsetzung der 
DSGVO10 in grenzüberschreitenden Fällen (namentlich das sog. „Irland-Prob-
lem“)11 auf, dass eine defizitäre europäische Vollzugsarchitektur sich negativ 
auf den Grundrechtsschutz und den Wettbewerb im gesamten Binnenmarkt 
auswirken kann.12 Schließlich verdeutlicht die Kommission in ihrem Gesetz-
entwurf, dass der DSA sich mit verschiedenen bereits bestehenden und ggf. 
noch kommenden sektoralen Regelwerken des Digitalrechts überschneidet.13 
Soweit der DSA-Vollzug damit auch die Aufgabenbereiche anderer Verwal-
tungsakteure berührt, können daraus spezifische Kooperations- und Koordina-
tionsbedarfe entstehen.14 

Durch diesen umrisshaften Überblick wird deutlich, dass der Vollzug des 
DSA in Europa und in den einzelnen Mitgliedstaaten vielfältigen und komple-
xen Anforderungen gerecht werden muss, was entsprechend sorgfältig ausge-
staltete und ausdifferenzierte Kompetenz-, Organisations- und Verfahrens-
strukturen voraussetzt. 

B. Untersuchungsgegenstand 

Zentraler Gegenstand der vorliegenden Arbeit sind die gesetzlichen Regelun-
gen des öffentlichen DSA-Vollzugs auf der europäischen Ebene und in 
Deutschland, wie sie im DSA selbst und im dazugehörigen deutschen Durch-
führungsgesetz, dem Digitale-Dienste-Gesetz (DDG), ausgeformt sind. Damit 
geht es im Kern um eine Analyse der Kompetenz-, Organisations- und Verfah-
rensvorschriften, die die behördliche Durchsetzung des DSA (mit-)bestimmen. 
Die Untersuchung bezieht sich auf die regelmäßigen Verwaltungsaufgaben 
zum Vollzug des DSA. Dazu gehören die allgemeinen Verfahren zum Umgang 

 
8 S. näher u., S. 18 ff., 89 f.; G. Monti/Streel, Improving EU Institutional Design, 2022, 

S. 55; Smith, Enforcement and cooperation, 2020, S. 12 f., 22, 30 f.; Husovec, in: Pacuła 
(Hrsg.), XXXI FIDE Congress Bd. 2, 2025, S. 17 (20). 

9 S. u., S. 168 ff., 186 ff., 205 ff. 
10 Datenschutz-Grundverordnung, VO (EU) 2016/679, ABl. L 119 v. 4.5.2016, S. 1. 
11 Krempl, heise online, 26.7.2024. 
12 Pirkova, accessnow.org, 9.12.2021; Buri/van Hoboken, DSA Observatory, 24.6.2022; 

s. näher u., S. 94 ff., 320 ff. 
13 COM(2020) 825 final, S. 4 f.; aus der Lit. Husovec, Principles of the DSA, 2024, 

S. 396 ff.; C. Busch, in: Mast et al. (Hrsg.), DSA/DMA, 2025, DSA Art. 2 Rn. 25, 27 ff.; 
Schwamberger, in: Steinrötter (Hrsg.), Europ. Plattformregulierung, 2023, § 10 Rn. 4 ff. 

14 S. u., S. 97 ff.; s. zur notwendigen „cross-regime coordination“ im europäischen Digi-
talrecht G. Monti/Streel, Improving EU Institutional Design, 2022, S. 13, 23 ff., 40 ff., 52 f.; 
s. auch Datenethikkommission, Gutachten, 2019, S. 198. 
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mit Pflichtverstößen der Diensteanbieter wie auch die Entscheidungen zur Zu-
lassung von außergerichtlichen Streitbeilegungsstellen (Art. 21 Abs. 3, 7 
DSA), zur Zuerkennung des Status als vertrauenswürdiger Hinweisgeber 
(Art. 22 Abs. 2, 7 DSA) und zur Zulassung zum Forscher-Datenzugang 
(Art. 40 Abs. 4–8, 10 DSA), die aber eher am Rande behandelt werden.15 Aus-
geklammert werden speziellere Aufgaben der Behörden im Rahmen des Kri-
senreaktionsmechanismus (Art. 36 DSA) und bei der Ausarbeitung von Ver-
haltenskodizes nach Art. 45 f. DSA. Nicht näher behandelt werden zudem die 
übrigen Normierungsaufgaben der Kommission, d. h. die Ausarbeitung von im 
DSA vorgesehenen Leitlinien, delegierten Rechtsakten und Durchführungs-
rechtsakten. 

Bei der Untersuchung wird ein besonderer Fokus auf den Begriff des Ver-
waltungsverbunds und die Instrumente der Verbundintegration gesetzt. Das 
Verbundmodell dient insofern als Analyserahmen für das innere Verhältnis der 
Akteure des öffentlichen DSA-Vollzugs, der angesichts der gesamteuropäi-
schen und sektorübergreifenden Bedeutung des DSA kompetenziell wie orga-
nisatorisch stark ausdifferenziert ist.16 Im weiteren Verlauf der Arbeit sollen 
die Vollzugs- und Verbundregelungen dann an den noch näher herauszuarbei-
tenden wesentlichen primär- und verfassungsrechtlichen Maßstäben für die 
Ausgestaltung der Vollzugsstrukturen gemessen werden.17 Dabei wird sich zei-
gen, dass die Vorschriften de lege lata weitestgehend mit den einschlägigen 
höherrangigen Strukturvorgaben vereinbar sind. Lediglich die Vollzugszustän-
digkeit der Kommission ggü. Medienintermediären erweist sich als eindeutig 
primärrechtswidrig.18 

Mit Blick auf die über strenge rechtliche Maßstäbe hinausgehenden Ziele 
des Primär- und Verfassungsrechts wie auch des DSA selbst sollen zudem 
rechtspolitische Optimierungsmöglichkeiten des Rechtsrahmens aufgezeigt 
und, soweit möglich und geboten, Reformempfehlungen formuliert werden.19 
Diese betreffen die Gesamtheit der gesetzlichen Kompetenz-, Organisations- 
und Verfahrensgestaltungen durch den europäischen und den deutschen Ge-
setzgeber. Ein besonderer Fokus wird dabei auf die Verhältnisse im Verwal-
tungsverbund gelegt. 

Abgrenzend ist zunächst festzuhalten, dass das materielle Recht nicht im 
Fokus der Arbeit steht. Es spielt allerdings für den Untersuchungsgegenstand 
dieser Dissertation insofern eine nicht zu vernachlässigende Rolle, als es die 
Aufgaben der Verwaltung und damit auch die Anforderungen an die Vollzugs- 
und Verbundstrukturen determiniert. Die materiellrechtlichen Grundlagen 

 
15 S. dazu u., insb. S. 112 ff., 154 f., 236 f., 306 f., 370 f., 407. 
16 S. näher u., Teil 2 (S. 79 ff.). 
17 S. Teil 3 (S. 165 ff.). 
18 S. u., Teil 3.§ 9.B. (S. 205 ff.). 
19 S. Teil 4 (S. 367 ff.). 
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werden daher auch behandelt, allerdings nur, soweit sie für die Ausgestaltung 
des Vollzugs von Bedeutung sind.20 Verzichtet wird überdies auf einen breit 
angelegten Rechtsvergleich der verschiedenen DSA-Vollzugsstrukturen auf 
mitgliedstaatlicher Ebene, da ein solcher den Rahmen der Arbeit sprengen 
würde.

C. Methodische Vorbemerkungen 

Die vorliegende Arbeit kombiniert eine der klassischen juristischen Methode 
folgende rechtswissenschaftliche Rechtmäßigkeitskontrolle mit einem steue-
rungstheoretischen Ansatz, der auf den methodischen Vorarbeiten der Neuen 
Verwaltungsrechtswissenschaft beruht.21 

Untersucht werden soll zunächst, ob die gesetzlichen Vollzugsstrukturen 
nach dem DSA und DDG mit den wesentlichen primär- und verfassungsrecht-
lichen Kontrollmaßstäben in Einklang stehen (s. Teil 3). Herangezogen werden 
dafür die relevanten Kompetenzordnungen, die den Datenschutz- und Medien-
grundrechten entnehmbaren Vorgaben an die Organisationsgestaltung (na-
mentlich an eine Unabhängigkeit oder Staatsferne der Vollzugsbehörden) und 
das Demokratieprinzip. Untersucht wird ferner, ob und inwieweit sich aus dem 
Primär- und Verfassungsrecht Pflichten zur Herstellung einer Kohärenz des 
DSA-Vollzugs entnehmen lassen. 

Darüber hinausgehend wird die Steuerungsbeziehung zwischen den Gesetz-
gebern und den Verwaltungen auf europäischer und nationaler Ebene in den 
Blick genommen. Ziel der Arbeit ist insofern auch, die rechtmäßigen Optionen 
der gesetzlichen Ausgestaltung des Vollzugs näher auszuloten (s. Teil 4). Die 
vorangehende Rechtmäßigkeitskontrolle hilft, einen Rahmen zu bilden,22 den 
die Gesetzgeber grds. nach eigenen rechtspolitischen Vorstellungen gestalte-
risch ausfüllen können.23 Anhaltspunkte für über die bloße Rechtskontrolle 
hinausgehende Bewertungen bieten allerdings die im Primär- und Verfassungs-

 
20 S. insb. S. 42 ff. 
21 Instruktiv zu diesen beiden methodischen Ansätzen und ihrem Verhältnis zueinander 

Voßkuhle, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 2022, § 1 Rn. 2 ff., 15, 
16 ff.; Appel, VVDStRL 67 (2008), 226 (252 ff.); Franzius, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers 
(Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 2022, § 4 Rn. 1. 

22 Vgl. Voßkuhle, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 2022, § 1 Rn. 15; 
Appel, VVDStRL 67 (2008), 226 (260 ff.); Pilniok, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HVwR V, 
2023, § 123 Rn. 5 f. 

23 I. d. S. bezeichnet Franzius, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 
2022, § 4 Rn. 1 Fn. 6 die „Maßstabsfrage“ zu Recht als „Achillesferse des Steuerungsansat-
zes“, die an die Grenzen der normativen Verwaltungsrechtswissenschaft ragt; der Rechts-
wissenschaft kann es nur darum gehen, die „Wirksamkeit bei der Verfolgung normativer 
Ziele zu beurteilen“ (Appel, VVDStRL 67 [2008], 226 [244 Fn. 61]), nicht aber die Zielset-
zung selbst vorzunehmen. 
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recht wie auch in den Vorschriften des DSA selbst vielfach verankerten Opti-
mierungsziele.24 Herangezogen werden können auch in der Rechtswissenschaft 
näher ausformulierte allgemeine Handlungsmaßstäbe für die Verwaltung, da-
runter insb. die Effektivität und Effizienz des Verwaltungshandelns.25 Es bleibt 
jedoch stets zu beachten, dass der Gesetzgeber, wie die Verwaltung selbst, in-
nerhalb des Rahmens rechtlicher Bindungen zur eigenständigen Setzung und 
Konkretisierung der vielfach auch im Spannungsverhältnis zueinander stehen-
den Optimierungsziele berufen ist. Die Rechtswissenschaft kann dennoch zur 
Rationalisierung der Zielerfüllung beitragen, indem sie rechtliche Ausgestal-
tungsoptionen, einschließlich ihrer jeweiligen Auswirkungen, aufzeigt und 
ggf., je nach Klarheit der zu erreichenden Zwecke, mehr oder weniger konkrete 
Empfehlungen formuliert.26 

Auch wenn es bei der gesetzlichen Ausgestaltung des Vollzugs unmittelbar 
um die Steuerung der Verwaltung durch den Gesetzgeber geht, liegen die ver-
folgten Ziele doch regelmäßig außerhalb dieses Verhältnisses.27 Verwaltung ist 
kein Selbstzweck, sondern ein Mittel, um die gesetzgeberischen Ziele zur Be-
einflussung der Gesellschaft (im Rahmen des DSA v. a. der Diensteanbieter) 
möglichst zu verwirklichen.28 Die Adäquanz bestimmter Vollzugsstrukturen 
kann daher nur in Bezug auf die konkreten Umstände und Herausforderungen 
der jeweils betreffenden Verwaltungsaufgaben beurteilt werden. Diese werden 
gleichermaßen durch die tatsächlichen Umstände des Regulierungsbereichs29 

 
24 S. zur Herleitung von über der bloßen Rechtmäßigkeit hinausgehenden Optimierungs-

maßstäben Pilniok, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HVwR V, 2023, § 123 Rn. 6, 20 f., 23. Solche 
Optimierungsziele lassen sich bspw. dem Subsidiaritäts- oder Demokratieprinzip (s. zu 
Rechtsprinzipien als Optimierungsgebote nur Franzius, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), 
GVR I, 3. Aufl. 2022, § 4 Rn. 5 ff.) oder der Zielbestimmung nach Art. 1 Abs. 1 DSA, aber 
auch den übrigen Vorschriften des DSA, entnehmen. In der Lehre zu den Maßstäben des 
Verwaltungshandelns (s. folgende Fn.) bleiben sachbereichsspezifische Ausformungen in-
des noch eher unterbelichtet und die Maßstäbe daher auch auf einem generell sehr hohen 
Abstraktionsgrad, s. zu einer entsprechenden Kritik m. w. N. Pilniok, in: Kahl/Ludwigs 
(Hrsg.), HVwR V, 2023, § 123 Rn. 26 f. 

25 S. Augsberg, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 2022, § 8 Rn. 46 ff.; 
Pilniok, in: Kahl/Ludwigs (Hrsg.), HVwR V, 2023, § 123 Rn. 42 ff.; Hoffmann-Riem, in: 
Schmidt-Aßmann/Hoffmann-Riem (Hrsg.), Methoden, 2004, S. 9 (46 ff.); Siegel, Entschei-
dungsfindung, 2009, S. 55 ff. formuliert unmittelbar abstrakte Steuerungsziele für die Ver-
waltungsverfahrensgestaltung. 

26 Vgl. Franzius, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 2022, § 4 
Rn. 96 f., 99; Appel, VVDStRL 67 (2008), 226 (263 ff.); s. auch u., S. 321 f. 

27 Vgl. Appel, VVDStRL 67 (2008), 226 (246 ff.). 
28 Zur Verwaltung als „Instrument“ oder „Werkzeug“ Burgi, in: Ehlers/Pünder (Hrsg.), 

Allg. VerwR, 16. Aufl. 2022, § 7 Rn. 14; zur Wirkungsorientierung des Rechts. 
29 Als markt- und gemeinwohlorientiertes Recht kann der DSA als neues Feld des Regu-

lierungsrechts angesehen werden, s. J.-P. Schneider, in: Fehling/Schneider (Hrsg.), Regulie-
rungsR, 2. Aufl. 2026 (i. E.), § 14 Rn. 1, 12; aufbauend auf die Begriffsbildung in Ruffert, 
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wie durch die vom DSA näher ausgestalteten rechtlichen Rahmenbedingungen 
des Vollzugs beeinflusst. Die Arbeit betrachtet daher auch diese Aspekte, die 
die breiteren Steuerungsbeziehungen zwischen der Verwaltung und dem Ge-
setzgeber, den Gerichten, den regulierten Diensten und übrigen privaten Inte-
ressenträgern mitbestimmen, welche sich allesamt auf die administrative Auf-
gabenerfüllung auswirken (s. Teil 1).30 Besonders im Bereich des DSA kann 
„die Verwaltung“ zudem gerade nicht als monolithischer Block betrachtet wer-
den. Für die Zweckerreichung ist daher auch das Verhältnis zwischen verschie-
denen relevanten Verwaltungsakteuren innerhalb der Verwaltungsverbünde 
von Bedeutung (s. Teil 2).

Die Neue Verwaltungsrechtswissenschaft betont den Nutzen von Realbe-
reichsanalysen und interdisziplinären Forschungen zur Bestimmung der Fol-
gen unterschiedlicher rechtlicher Ausgestaltungen.31 An jeweils gebotener 
Stelle werden daher insb. computer-,32 wirtschafts-,33 sozial-34 und verwal-
tungswissenschaftliche35 Erkenntnisse eingebracht. Sowohl für die Rechtskon-

 
in: Fehling/Ruffert (Hrsg.), RegulierungsR, 2010, § 7 Rn. 53 ff. In der Terminologie von 
Schmidt-Preuß bewegt es sich auf der zweiten Stufe, da es den Wirtschaftszweig von Online-
Vermittlungsdiensten aufgrund der Unzulänglichkeiten klassischen Wettbewerbsrechts (s. 
zu den defizitären Wettbewerbsbedingungen u., S. 15) in dem Bereich in einen „systema-
tisch-infrastrukturellen Ordnungsrahmen“ (s. Schmidt-Preuß, in: FS Kühne, 2009, S. 329 f.) 
stellen will. 

30 Diese breite Folgenorientierung steht geradezu im Kern des steuerungsbezogenen An-
satzes, s. Appel, VVDStRL 67 (2008), 226 (246 ff.); Voßkuhle, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers 
(Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 2022, § 1 Rn. 32 ff.; Franzius, in: ebd., § 4 Rn. 1. 

31 Voßkuhle, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 2022, § 1 Rn. 29 ff.; 
Franzius, in: ebd., § 4 Rn. 1, 30. 

32 Eine wichtige Grundlage der Arbeit stellt eine tiefgreifende, computerwissenschaftlich 
informierte Aufarbeitung der Beschaffenheit und der Entwicklungsprozesse algorithmischer 
und maschinell lernender Systeme, die die Grundlage der Plattformökonomie darstellen, s. 
Teil 1.§ 1.B. (S. 18 ff.). Diese Realbereichsanalyse zeigt die wesentlichen praktischen Um-
stände des DSA-Vollzugs auf. 

33 Ökonomische Argumente werden früh zur Begründung der starken Regulierungsbe-
dürftigkeit digitaler Dienste herangezogen, s. u., S. 17 f.; noch wichtiger ist die rechtsöko-
nomische Theorie des „Fiscal Federalism“, die eine wesentliche Grundlage für die Analyse 
der Vor- und Nachteile bestimmter Ausgestaltungsformen des europäischen und sektorüber-
greifenden Verwaltungsverbunds bildet, s. u., Teil 2.§ 3.C. (S. 86 ff.) inkl. Fn. 42. 

34 Soziologische bzw. kommunikationswissenschaftliche Erkenntnisse spielen eine Rolle 
zur Bestimmung des Einflusses von Medienintermediären auf die öffentliche Meinungsbil-
dung, was für die Frage nach der politischen Unabhängigkeit bzw. Staatsferne der behördli-
chen Aufsicht von Bedeutung ist, s. u., S. 212 ff. 

35 Verwaltungswissenschaftliche Erkenntnisse werden bei der Entwicklung des Modells 
demokratischer Verwaltungslegitimation herangezogen, da sie die Aufgabenabhängig- 
keit der Leistungsfähigkeit verschiedener Organisationsstrukturen belegen, s. S. 263 ff. 
S. 272 ff. 
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trolle als auch die Ausarbeitung der Optimierungsmöglichkeiten wird punktu-
ell auf Vergleiche zu anderen Rechtsgebieten mit teils ähnlichen Rahmenbe-
dingungen – insb. dem Datenschutz-, Medien-, Banken-, Regulierungs- und 
Risikoverwaltungsrecht – zurückgegriffen.36 

D. Forschungsumfeld 

Die vorliegende Dissertation stellt die erste umfangreiche Untersuchung der 
gesetzlichen Ausgestaltung des öffentlichen DSA-Vollzugs auf europäischer 
Ebene und in Deutschland dar. Einzelne Aspekte werden zwar bereits in den 
einschlägigen Kommentaren und Fachartikeln behandelt,37 allerdings regelmä-
ßig nicht in monografischer Tiefe und nicht im Zusammenhang mit einer ein-
gehenden Realbereichsanalyse, die sich für die Beurteilungen dieser Arbeit als 
essenziell erweisen wird. In Teilen vergleichbare Untersuchungen gibt es zu 
Verwaltungsverbünden in anderen Bereichen des EU-Rechts, insb. im Daten-
schutz- und Regulierungsrecht.38 Die Arbeit setzt demgegenüber eigene Ak-
zente, indem sie den Fokus weniger auf die theoretischen Hintergründe zum 
Verwaltungsverbund als auf eine robuste Analyse des Realbereichs, der recht-
lichen Maßstäbe und möglicher Optimierungen innerhalb des neuen, innovati-
ven Regelungsbereichs setzt. 

Die Grundlagen der rechtlichen Analyse sind zwar in der Lit. und Rspr. be-
reits vielfach angelegt, erscheinen aber häufig noch wenig systematisiert und 
im Einzelnen teils stark umstritten. Das betrifft namentlich die Reichweite der 
Kompetenztitel nach Art. 114 Abs. 1 AEUV und Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 GG, die 
Reichweite von Vorgaben zur Unabhängigkeit von Vollzugsbehörden nach den 
Datenschutz- und Mediengrundrechten, die den Demokratieprinzipien nach 
Art. 10, 2 S. 1 Var. 3 EUV, Art. 20 Abs. 2 GG zu entnehmenden Vorgaben für 
die Verwaltungsorganisation und das Bestehen höherrangiger Kohärenzvorga-
ben für den Vollzug. Die Arbeit strebt daher einerseits nach einer ausführlichen 
Rekonstruktion der überkommenen Rechtsmaßstäbe mithilfe der einschlägigen 

 
36 Zur Relevanz von Referenzgebieten im Rahmen der Neuen Verwaltungsrechtswissen-

schaft Voßkuhle, in: Voßkuhle/Eifert/Möllers (Hrsg.), GVR I, 3. Aufl. 2022, § 1 Rn. 43 ff. 
37 S. die zum DSA erschienenen Kommentare Hofmann/Raue (Hrsg.), DSA, 2023; Mast 

et al. (Hrsg.), DSA/DMA, 2025; Müller-Terpitz/Köhler (Hrsg.), DSA, 2024; s. zu wesentli-
chen Fachaufsätzen, Buchbeiträgen und Rechtsgutachten zum DSA-Vollzug bspw. Küh-
ling/Dürr, ZfDR 2023, 93; Cornils/Auler/Kirsch, Vollzug des DSA in Deutschland, 2022; 
Buchheim/Schrenk, NVwZ 2024, 1; Buchheim, in: Spiecker gen. Döhmann/Westland/Cam-
pos (Hrsg.), Demokratie und Öffentlichkeit, 2022, S. 249; Krönke, EuR 2023, 136; Ludwigs, 
DVBl. 2023, 577; K. Müller, MMR 2022, 1007; Smith, Enforcement and cooperation, 2020. 

38 S. insb. Kibler, Datenschutzaufsicht, 2021; Kawohl, Datenschutzverbund, 2022; Krö-
ger, Unabhängigkeitsregime, 2020; Haller, Verwaltungsverbund in der Energieregulierung, 
2013; speziell zur demokratischen Legitimation im Regulierungsverbund Westermann, Le-
gitimation, 2014; Lee, Legitimation der Vollzugsstruktur, 2017. 
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Rspr. und Lit. und andererseits nach einer in der Tiefe erstmaligen Anwendung 
dieser Maßstäbe auf den DSA-Vollzug.39 

Reformempfehlungen aus der Lit. betreffen bislang im Wesentlichen die 
Kriterien zur Einstufung von Diensten als sehr große Online-Plattform oder 
sehr große Online-Suchmaschine (im Folgenden, meist im Plural, 
VLOPs/VLOSEs), welche sich nach dem aktuellen Modell auch auf die Kom-
petenzen zum Vollzug des DSA auswirken würden.40 Vereinzelt wird bspw. 
auch die Einrichtung einer eigenständigen EU-Agentur oder Digitalbehörde 
auf nationaler Ebene vorgeschlagen.41 Die Untersuchungen im letzten Teil der 
Arbeit gehen jedoch in ihrer Breite und Tiefe weit über die bisherigen Ansätze 
hinaus.  

 
39 S. dazu die ausführlich verarbeitete Lit. und Rspr. in den jeweils einschlägigen Kapi-

teln des dritten Teils der Arbeit. 
40 S. u., S. 370 ff. inkl. der dortigen Nachweise. 
41 S. u., S. 377 Fn. 58. 



 

 

 

Teil 1 

Grundlagen: Tatsächliche und rechtliche 
Rahmenbedingungen des DSA-Vollzugs 

Im ersten Teil der Arbeit werden die Grundlagen für die folgenden Untersu-
chungen der rechtlichen Grenzen und rechtspolitischen Optionen für die Aus-
gestaltung des DSA-Vollzugs gelegt. Dazu wird zunächst der tatsächliche Re-
albereich analysiert, mit dessen Besonderheiten sowohl der Gesetzgeber als 
auch die vollziehenden Behörden umgehen müssen (§ 1). Anschließend wer-
den die wesentlichen rechtlichen Rahmenbedingungen untersucht, die die be-
hördliche Tätigkeit aus normativer Sicht prägen (§ 2). 

§ 1. Realbereichsanalyse: Tatsächliche Rahmenbedingungen des 
DSA-Vollzugs 

§ 1. Realbereichsanalyse 

Die folgende Realbereichsanalyse beginnt mit einer knappen Darstellung des 
Gegenstands und des Bedarfs der öffentlichen Regulierung durch den DSA 
(A.). Anschließend werden die wesentlichen Herausforderungen des Regulie-
rungsbereichs erörtert, mit denen sich die Gesetzgeber und die vollziehenden 
Behörden konfrontiert sehen. Diese liegen einerseits in der Komplexität, Dy-
namik und Intransparenz des Regulierungsumfelds (B.) und andererseits in der 
dort vorfindbaren Vielfalt und Multipolarität an zu berücksichtigenden Interes-
sen und Akteuren (C.).  

A. Vermittlungsdienste als regulierungsbedürftige Kommunikations- und 
Handelsinfrastrukturen 

Kommerzielle Vermittlungsdienste haben sich innerhalb der letzten Jahrzehnte 
zu zentralen Infrastrukturen für die Kommunikation und den Handel in moder-
nen Gesellschaften entwickelt (I.), da sie besonders über ihre Filterung und 
Sortierung von Inhalten wichtige Mittlerrollen bei der Kommunikation und 
dem Handel im Internet einnehmen. Gleichzeitig hat sich damit auch ihr Ein-
fluss auf diese heutzutage wesentlichen Teilbereiche menschlicher Interaktion 
deutlich gesteigert (II.). Angesichts der immer deutlicher werdenden Risiken, 
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die mit den Tätigkeiten der Dienste verbunden sind, und der erkennbaren Gren-
zen der selbstregulierenden Wirkung der Märkte, zeigt sich ein dringender Be-
darf an öffentlicher Regulierung des Bereichs (III). 

I. Vermittlungsdienste als maßgebliche Bestandteile der Infrastruktur  
des Internets 

Die Entwicklung des Internets als ein zentraler Raum gesellschaftlicher Inter-
aktion hängt eng mit der Entstehung und Fortentwicklung kommerzieller Ver-
mittlungsdienste zusammen. Diese erfüllen essenzielle Mittlerrollen1 beim 
Austausch von Informationen im Internet und senken den dabei entstehenden 
Kommunikations- und Transaktionsaufwand erheblich.2 Folglich ist die Ver-
breitung von Informationsinhalten durch die Dienste über die Zeit auch ins Un-
ermessliche gestiegen.3 

Neben der herkömmlichen Arten von Durchleitungs-, Caching- und 
Hosting-Dienstleistungen,4 die bereits der Gesetzgeber der E-Commerce-
Richtlinie im Jahr 2000 vor Augen hatte,5 hat vor allem der Teilbereich der 
Online-Plattformen6 erheblich an Bedeutung gewonnen. Plattformen haben 
sich zu zentralen Marktplätzen wie auch Orten der öffentlichen Kommunika-
tion und des Meinungsaustauschs entwickelt. Ebenfalls kaum zu überschätzen 
ist die Rolle von Suchmaschinen, die eine einfache Auffindbarkeit von Infor-
mationen in den Weiten des Internets erst ermöglichen.7 

Gemeinsam bilden die Dienste verschiedene Ebenen grundlegender Infra-
struktur für die moderne Nutzung des Internets, von den eher technischen 
Funktionen der Durchleitungs- und Caching-Dienste8 bis zu den unmittelbar 

 
1 F. Hofmann, in: Hofmann/Raue (Hrsg.), DSA, 2023, Art. 3 Rn. 45. 
2 Vgl. ErwGr. 29 S. 1 DSA; Weaver, in: Cole/Schiedermair/Wagner (Hrsg.), FS Dörr, 

2022, S. 1055 (1065); speziell zu Plattformen Denga/Hornuf, in: Denga/Hornuf (Hrsg.), Re-
gulatory Competition, 2025, S. 1 (6 f.) m. w. N.; zur Vorauswahl von Inhalten durch Emp-
fehlungssysteme (s. näher u., S. 14 f.) Gaenssle/Budzinski/Stöhr, in: Becker (Hrsg.), Wett-
bewerb auf digitalen Märkten, 2025, S. 301 (303). 

3 Vgl. ErwGr. 5 S. 2 DSA. 
4 Zu den Begriffen s. Art. 3 lit. g) DSA; zu Beispielen s. ErwGr. 29 S. 2, 4 DSA. 
5 S. Art. 12 ff. ECR. 
6 Art. 3 lit. i DSA. 
7 Vgl. Vesting, in: Spiecker gen. Döhmann/Westland/Campos (Hrsg.), Demokratie und 

Öffentlichkeit, 2022, S. 205 (222 f.). 
8 Vgl. ErwGr. 29 S. 2 f. DSA; Liesching, in: Liesching (Hrsg.), BeckOK JuSchR, 7. Ed. 

15.5.2026, DSA Art. 1 Rn. 8. 
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